
 

 
 

 
 

 

 

Stefan von Raumer, Berlin, Vizepräsident des Deutschen Anwaltvereins (DAV), Vorsitzender der 
Menschenrechtsausschüsse des DAV und des Rats der europäischen Anwaltschaften CCBE (Council of Bars 
and Law Societies of Europe) sowie Mitglied der Permanent Delegation des CCBE am EGMR (CCBE PD 
Stras.) und des Verfassungsrechtsausschusses des DAV  
 
 
 
Jede Person, die in einem Vertragsstaat des Europarats wohnt, hat das Recht, beim 
Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) eine Beschwerde gegen einen Staat (oder 
mehrere) wegen Verletzung eines durch die Europäische Menschenrechtskonvention oder 
andere Konventionen garantierten Menschenrechts einzureichen. Damit ist das 
Individualbeschwerdeverfahren eines der wichtigsten Mechanismen zur Einhaltung 
völkerrechtlich verankerter Menschenrechte. Voraussetzung hierfür ist, dass alle 
innerstaatlichen Rechtsbehelfe erschöpft wurden. Die Urteile, die der EGMR erlässt, sind 
rechtlich bindend. Die Praxis zeigt jedoch, dass Klageverfahren mit hohen Hürden verbunden 
sind bzw. EGMR-Urteile in vielen Fällen nur mangelhaft umgesetzt werden. Was sind die größten 
Hindernisse für ein Verfahren vor dem EGMR sowie für eine effektive Umsetzung seiner Urteile 
und welcher Maßnahmen bedarf es, um diese Probleme anzugehen und damit auch die 
Bedeutung und Glaubwürdigkeit des EGMR an sich zu stärken? (FDP) 
 
 

I. Einleitung: 
 
1. Mit der Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK, im Folgenden auch: die Konvention) 
wurde 1950 ein einzigartiges System zum Schutz der Menschenrechte als „erster Schritt“ zur kollektiven 
Durchsetzung einiger der in der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte der Vereinten Nationen 
(1948) genannten Rechte geschaffen.1 Der Zuständigkeitsbereich des Europäischen Gerichtshofs für 
Menschenrechte (EGMR, im Folgenden auch: der Gerichtshof), der für die Prüfung individueller und 
zwischenstaatlicher Beschwerden über Verletzungen der Konvention zuständig ist, hat sich von den zehn 
ursprünglichen Mitgliedern auf die nach dem Ausscheiden Russlands derzeit 46 Mitgliedstaaten des 
Europarates ausgeweitet. Das hat, ebenso wie seine im Laufe der Jahre auf Grund seiner erfolgreichen 
Tätigkeit gestiegene Popularität seine Arbeitsbelastung dynamisch erhöht. Nach heutigem Stand wurden 
mehr als eine Million Fälle nach Straßburg gebracht und der Gerichtshof hat knapp 30.000 Urteile gefällt. 
 
2. Anlässlich des 4. Treffens der Staats- und Regierungschefs des Europarates vom 16. bis 17. Mai 
20232 haben die Mitgliedstaaten sich darauf geeinigt, sich verstärkt für die Wirksamkeit des 

 
1 Präambel der Konvention.  
2 1680ab40c1 (coe.int) 

Durchsetzung internationaler und europäischer 
Menschenrechtskonventionen anlässlich des 70. Jahrestages der 
Europäischen Menschenrechtskonvention und der Verabschiedung der 
Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte vor 75 Jahren 

https://rm.coe.int/4th-summit-of-heads-of-state-and-government-of-the-council-of-europe/1680ab40c1
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Konventionssystems einzusetzen. Sie haben insbesondere beschlossen, den Schutz der 
Konventionsrechte durch die Tätigkeit der innerstaatlichen Gerichte unter Berücksichtigung der 
Rechtsprechung des Gerichtshofs zur Auslegung der Konvention zu gewährleisten und die 
bedingungslose und rasche Vollstreckung der Urteile des Gerichtshofs sicherzustellen.3 
 
3. Diese beiden Themen, die wirksame innerstaatliche Umsetzung der Konvention durch die 
nationalen Gerichte und die unverzügliche und vollständige Vollziehung der Urteile des Gerichtshofs, 
sind die zentralen Fragen für die wirksame Umsetzung der Europäischen Menschenrechtskonvention. 
Sie sollten aufgrund der herausragenden Bedeutung der Konvention für den europäischen sowie 
internationalen Menschenrechtsschutz im Mittelpunkt der Diskussion im Deutschen Bundestag stehen. 
 
 

II. Zur wirksamen innerstaatlichen Umsetzung der Konvention durch innerstaatliche 
Gerichte: 

 
1. Trotz des unbestreitbaren Erfolgs des Gerichtshofs kann und will er nicht die erste und letzte 
Instanz zum Schutz der Konventionsrechte aller Menschen im Hoheitsgebiet der Staaten des Europarates 
sein. Die sich daraus ergebende Subsidiarität des Rechtschutzes beim Gerichtshof ist daher auch einer 
der bedeutsamsten Zulässigkeitskriterien einer Individualbeschwerde (vgl. Art. 35 Abs. 1 EMRK). Mit der 
ausdrücklichen Aufnahme des Subsidiaritätsprinzips und der „margin of appreciation“, dem 
Beurteilungsspielraum der Mitgliedstaaten bei der staatlichen Umsetzung der Verpflichtungen aus der 
Konvention im am 1. August 2021 in Kraft getretenen 15. Zusatzprotokoll zur Konvention, erhielt dieses 
Prinzip zusätzliches Gewicht.  
 
2. Die heute sehr umfangreiche Rechtsprechung des Gerichtshofs zur Auslegung der Konvention 
dient dabei den nationalen Behörden und Gerichten und den nationalen Gesetzgebern als Leitlinie bei 
der Auslegung und Anwendung der Konvention und zwar zusätzlich zu dem sonstigen 
Grundrechtsschutz, den ihre nationalen Rechtssysteme (und in den Mitgliedstaaten der EU zusätzlich die 
Europäische Grundrechtecharta) bieten.  
 
3. Es ist daher enttäuschend, dass ein so hoher Anteil von Fällen, über die der Gerichtshof 
schließlich zu entscheiden hat, Fragen betraf und betrifft, zu denen es eine längst etablierte 
Rechtsprechung des Gerichtshofs gibt, die aber von den innerstaatlichen Gerichten nicht berücksichtigt 
wurde - und dies, obwohl der Gerichtshof nur Fälle prüfen kann, in denen alle innerstaatlichen 
Rechtsbehelfe, einschließlich der Rechtsmittel vor den höchsten innerstaatlichen Gerichten, eingelegt 
und die Konventionsrechte mittels solcher innerstaatlichen Rechtsbehelfe zumindest der Sache nach von 
den Betroffenen ausdrücklich vorgebracht worden waren (andernfalls mit dem Prinzip der materiellen 
Subsidiarität deren Individualbeschwerde zum Gerichtshof unzulässig gewesen wäre).  
 
4. Der Gerichtshof befasst sich mit diesen sogenannten „Well Established Case Law“ (WECL)-Fällen 
indem er verkürzte Urteile in der Zusammensetzung eines Richterausschusses mit nur drei Richtern, 
nicht aber in einer Kammer mit sieben Richtern fällt. Wie aus dem Jahresbericht des Gerichtshofs für 

 
3 Anhang 4: „Unter Betonung der vorrangigen Verpflichtung aller Hohen Vertragsparteien der Konvention, allen ihrer 
Hoheitsgewalt unterstehenden Personen die in der Konvention festgelegten Rechte und Freiheiten im Einklang mit dem 
Subsidiaritätsprinzip zu gewährleisten, der Bedeutung der Berücksichtigung der Rechtsprechung des Gerichtshofs in einer 
Weise, die der Konvention volle Wirkung verleiht, und der unbedingten Verpflichtung, den endgültigen Urteilen des Gerichtshofs 
in allen Rechtssachen, an denen sie beteiligt sind, Folge zu leisten. 
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20234 hervorgeht, ist die Zahl der Rechtssachen, die einem solchen Ausschuss mit drei Richtern 
zugewiesen wurden, um 33 % gestiegen, während die Zahl der bei einer Kammer anhängigen 
Rechtssachen um 48 % zurückgegangen ist (dennoch ist die Gesamtzahl der bei einem Ausschuss 
anhängigen Rechtssachen mit über 44.000 erschreckend hoch, insbesondere gemessen an den lediglich 
4.400 Rechtssachen, die im Jahr 2023 durch ein Urteil erledigt wurden).  
 
5. Konkret bedeutet dies, dass der Gerichtshof heute vor allem mit Fällen überlastet ist, von denen 
viele von den nationalen Gerichten hätten gelöst werden können - und mit deren Verpflichtung zur 
Beachtung der Konvention aus Art. 1 EMRK auch hätten gelöst werden sollen - und die damit gar nicht 
erst nach Straßburg hätten gebracht werden müssen. Die unzureichende innerstaatliche Umsetzung der 
Konvention durch die nationalen Gerichte auch in Fällen geklärter Rechtsprechungsvorgaben des 
Gerichtshofs ist damit ein maßgeblicher Grund für die Überlastung des Gerichtshofs – der sich auch 
durch weitere Reformen und Effizienzsteigerungen des Gerichtshofes nicht wird beheben lassen. 
Gemessen an den erheblichen Herausforderungen einer Verbesserung der innerstaatlichen Umsetzung 
der Konvention in den rechtstaatlich immer noch sehr inkohärenten Mitgliedstaaten des Europarates 
führt gleichwohl kein Weg an einer weiteren Effizienzsteigerung des Gerichtshofs vorbei, zu der im 
Folgenden noch Vorschläge unterbreitet werden. 
 
 

III. Zum Konventionssystems zur Überwachung der Vollstreckung von Urteilen des 
Gerichtshofs durch das Ministerkomitee: 

 
1. Eine massive Überlastung und erheblicher Reformbedarf ist auch beim Ministerkomitee des 
Europarates festzustellen, das nach Art. 46 Abs. 2 EMRK zur Überwachung der Durchführung der Urteile 
des EGMR zuständig ist. Der Jahresbericht des Ministerkomitees für 2023 zur Überwachung der 
Befolgung der Urteile und Entscheidungen des EGMR wurde gerade veröffentlicht. Er stellt Fortschritte 
fest, die jedoch bei Weitem nicht ausreichen.5  
  
2. Auszüge aus dem Bericht des Ministerkomitees 2023 zeigen die Notwendigkeit einer Reform klar 
auf:  
 

a. 40 % der Fälle im Ministerkomitee betreffen die Russische Föderation; 20 % der Fälle, die 
die heutigen Mitgliedstaaten betreffen, spielen in der Ukraine. 

 
b. 160 Fälle oder Gruppen von Fällen betreffen 30 Staaten (einschließlich der Fälle gegen die 
Russische Föderation), dabei wurden im Jahr 2023 vom Ausschuss 53 Fälle mehr als einmal 
geprüft. Das ist immerhin ein Anstieg der Zahl der im Ministerkomitee geprüften Fälle um 10 % 
im Vergleich zu 2022, als lediglich 145 Fälle/Fallgruppen geprüft wurden. 

 
c. Das Ministerkomitee hat 2023 die Überwachung der Umsetzung von 982 Fällen 
abgeschlossen (darunter 180 Leiturteile (leading cases), die eingehender Prüfung bedürfen). Das 
ist ein Anstieg um 12 % gegenüber 2022 (als für die Mitgliedstaaten die Umsetzung von nur 877 
Fällen überwacht wurde, aber dafür die Umsetzung von 199 Leiturteilen abgeschlossen wurde). 

 
4 https://rm.coe.int/annual-report-2023/1680af6e81 
 
5 Weitere Informationen über die Vollstreckung von Urteilen in den einzelnen Mitgliedstaaten sind verfügbar in den 
Länderkapiteln: Country Factsheets - Department for the Execution of Judgments<br>of the European Court of Human Rights 
(coe.int)   

https://rm.coe.int/annual-report-2023/1680af6e81
https://rm.coe.int/annual-report-2023/1680af6e81
https://www.coe.int/en/web/execution/country-factsheets
https://www.coe.int/en/web/execution/country-factsheets
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d. Im Jahr 2023 wurde auch eine Rekordzahl von Aktionsplänen und Berichten zu den 
geplanten, bzw. getroffenen Umsetzungsmaßnahmen vorgelegt (835 gegenüber 763 im Jahr 2022 
(+ 9 %)). Zu verzeichnen war auch ein Rückgang der Gesamtzahl der Fälle, in denen die 
Festsetzung einer gerechten Ausgleichszahlung aussteht. 

 
e. Ende 2023 waren beim Ministerkomitee 3.819 Fälle (davon 1.071 zu Leiturteilen) gegen 
Mitgliedsstaaten anhängig, verglichen mit 3.760 (davon 1.088 zu Leiturteilen) Ende 2022; 

 
f. Die im Jahr 2023 ergangenen Urteile des Gerichtshofs betrafen jedoch 6.931 
Beschwerden, gegenüber 4.168 im Jahr 2022. Trotz der festzustellenden Effektivitätssteigerung 
des Ministerkomitees hat sich damit 2023, gemessen am Maßstab einer vollständigen Erledigung 
aller Fälle der Bearbeitungsrückstau des Ministerkomitees noch erheblich erhöht. Die 
Effizienzsteigerung des Gerichtshofs hat mit anderen Worten die Effizienzsteigerung des 
Ministerkomitees abgehängt, das ohne grundlegende Reformen die ihm aufgebürdete Arbeitslast 
nicht mehr wird bewältigen können. 

 
g. Es gibt immer noch einige grundsätzlich in ihrer Bearbeitung zu diskutierende Bereiche, 
die ohne echte Lösungsperspektiven erhebliche Kapazitäten des Ministerkomitees binden:  

i. Verstöße Russlands gegen die Konvention: Die Umsetzung/Vollziehung ist quasi 
illusorisch; 

ii. Zwischenstaatliche und verwandte Fälle: Russland ist ein „Mehrheitsaktionär“; 
auch andere zwischenstaatliche Fälle sind praktisch unlösbar; 

iii. Artikel 18-Fälle (Einschränkungen der Konventionsrechte) insbesondere die 
Inhaftierung politischer Gefangener betreffend. 

 
3. Aber auch sehr viele normale „Kategorie IV-Fälle“6 zeigen erhebliche Verzögerungen auf, die sich 
bei der Umsetzung durch das Ministerkomitee, in einigen Fällen aber auch schon bei der Absetzung der 
Urteile durch den EGMR ergeben haben. Hierzu sollen im Folgenden einige ausgewählte Beispiele 
aufgeführt werden: 
 

a.  Dragan Kovačević gegen Kroatien Nr. 49281/15: Verstoß gegen Artikel 6 (Recht auf ein 
faires Verfahren) wegen der insbesondere für den Kläger - eine Person mit geringem 
Einkommen, die an einer geistigen Behinderung leidet - übermäßigen Kosten für die Einreichung 
eines verfassungsrechtlichen Verfahrens: Verfassungsbeschwerde eingereicht am 19. März 2014; 
Entscheidung des Verfassungsgerichts vom 20. Mai 2015; EGMR-Beschwerde vom 28. September 
2015; Urteil des EGMR vom 12. Mai 2022: über sechseinhalb Jahre Entscheidungszeit; das 
kroatische Verfassungsgericht regelte die Verfahrenskosten im Jahr 2023 neu: 15 Monate 
Vollziehungszeit. 

 
b. Molla Sali gegen Griechenland Nr. 20452/14 betreffend die obligatorische Anwendung des 
islamischen Erbrechts auf den Nachlass eines griechischen Muslims, der sein Testament vor 
einem Notar in Anwendung des griechischen Zivilgesetzbuchs errichtet hatte. Antrag im Jahr 
2014; Urteil des EGMR am 19. Dezember 2018; Gewährung einer gerechten Entschädigung 

 
6 Dabei handelt es sich um potenziell aussichtsreich begründete Beschwerden im Sinne der Prioritätsstufen des EGMR: 
https://prd-echr.coe.int/documents/d/echr/Priority_policy_ENG 
 

https://prd-echr.coe.int/documents/d/echr/Priority_policy_ENG


 

 
 

 

  Seite 5 

gemäß Art. 41 EMRK durch den EGMR im Juni 2020; Gesetzesänderung 2023: 5 Jahre 
Vollziehungszeit. 

 
c. Brazzi gegen Italien Nr. 57278/11 betreffend das Fehlen eines Rechtsbehelfs zur 
Anfechtung einer polizeilichen Durchsuchung als rechtswidrig, in einem Fall, in dem kein 
Eigentum beschlagnahmt wurde: Die Durchsuchung fand am 13. Juli 2010 statt; die Beschwerde 
wurde am 5. September 2011 eingereicht; Urteil des EGMR vom 27. September 2018: sieben 
Jahre Entscheidungszeit; Gesetzesänderung Oktober 2022: 4 Jahre Vollziehungszeit. 

 
 

IV. Zur Reform des Individualbeschwerdeverfahrens beim Gerichtshof: 
 
Hier sollen folgende Vorschläge zur Reform des Individualbeschwerdeverfahrens vor dem EGMR 
unterbreitet werden, wie sie auch schon der CCBE vorgetragen hatte und die sich der DAV 
vollumfänglich zu eigen macht:  
 

a. Vereinfachtes Verfahren für wiederholende sowie WECL-Fälle („Well-established-case-law) 
etablieren 

b. Spezialisierungen von Kammern besser nutzen 
c. Prioritätsprinzip effektiver anwenden 
d. Entsendung von Anwälten in das Sekretariat der Generaldirektion Menschenrechte und 

Rechtsstaatlichkeit des Europarates 
e. Eigenständiges Verfahren zur Prüfung der konkreten Entschädigung in WECL-Fällen 

 
 

V. Zur Reform des Konventionssystems zur Überwachung der Vollziehung von Urteilen 
des Gerichtshofs durch das Ministerkomitee: 

 
1. Die vom CCBE seit dem Jahr 2019 vorgeschlagenen Lösungsansätze zur Reform des Systems zur 
Überwachung der Vollziehung von Urteilen des Gerichtshofs7 haben nichts an Aktualität eingebüßt. 
 
So wurde bereits 2019 die Empfehlung ausgesprochen, dass das beim Ministerkomitee für die 
Überwachung der Vollziehung der Urteile des EGMR zuständige CMDH 
  

a. mehr Zeit für die Entscheidung über die Vollziehung von Urteilen vorsieht, indem es die Dauer 
seiner Sitzungen verlängert, mehr Sitzungen abhält und schrittweise zu „ständigen Sitzungen“ 
übergeht; ein einziger zusätzlicher Sitzungstag pro Quartal würde die Zahl der Fälle, die im 
Rahmen des „verstärkten Verfahrens“ geprüft werden, um 25 bis 30 % erhöhen (im Rahmen des 
sogenannten „verstärkten Verfahrens“ werden die Umsetzungspläne für besonders dringende 
Fälle bzw. für Fälle von strukturellen Problemen eines Konventionsstaates behandelt); 
 
b. die Transparenz bei der Bearbeitung von (schwerwiegenderen) Fällen im Rahmen des 
verstärkten Verfahrens weiter verbessert, konkret durch die Einbeziehung der Vertreter der 
Antragsteller bei der Einordnung neuer Urteile als Leiturteil (leading case), durch die 

 
7 EN_PDS_20190628_CCBE-Proposals-for-reform-of-the-ECHR-machinery.pdf; sowie 
EN_PDS_20210521_Proposals-on-further-reform-of-the-ECHR-machinery.pdf (ccbe.eu) 

https://ccbe.eu/fileadmin/speciality_distribution/public/documents/PD_STRAS/PDS_Position_papers/EN_PDS_20190628_CCBE-Proposals-for-reform-of-the-ECHR-machinery.pdf
https://www.ccbe.eu/fileadmin/speciality_distribution/public/documents/PD_STRAS/PDS_Position_papers/EN_PDS_20210521_Proposals-on-further-reform-of-the-ECHR-machinery.pdf
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Aufforderung zur Einreichung von Eingaben gemäß Regel 98 sowie durch die Bekanntgabe im 
Vorfeld jeder CMDH-Sitzung der zur Erörterung vorgeschlagenen Fälle;  
 
c. Folgendes entwickelt und prüft: 
 
i. ein neues, eigenständiges Verfahren zur Prüfung der Entschädigung, die in WECL-Fällen 
(offensichtlich begründeten Fällen) als „gerechte Entschädigung“ im Sinne des Art. 41 EMRK fällig 
ist;  
ii. klare Kriterien für die Anwendung von Artikel 46 Absatz 4 EMRK zusammen mit neuen Regeln 
für die Prüfung von Fällen, in denen der Gerichtshof einen Verstoß gegen Artikel 46 Absatz 1 
EMRK aufstellt;   
iii. Mittel zur Erleichterung der Vollstreckung von Entscheidungen zur gerechten Entschädigung 
durch nationale Gerichte, einschließlich, aber nicht beschränkt auf die Gerichte des beklagten 
Staates.  

 
d. In Zusammenarbeit mit dem CCBE und den nationalen und lokalen Anwaltskammern und 
Anwaltsverbänden Schulungsmaßnahmen entwickelt, um die nach Regel 9 der 
Verfahrensordnung des Ministerkomitees durch Anwältinnen und Anwälte gemachten Eingaben 
zu verbessern sowie Anwälte aus der Praxis in das Sekretariat DG I (Directorate General I of 
Human Rights and Rule of Law) entsendet, um dessen Arbeit zu unterstützen und zu 
beschleunigen. 

  
Ferner wurde der unterstützenswerte Vorschlag gemacht, die schleppende bzw. nicht erfolgende 
Zahlung der gerechten Entschädigung durch die Anerkennung der Urteile des Gerichtshofs als Schuldtitel 
im innerstaatlichen Recht anzugehen. 
 
2. Der CCBE hat diese Vorschläge erstmals bereits vor 5 Jahren, im Jahr 2019, gemacht. Kurz vor der 
COVID-Pandemie und zu einer Zeit, als Russland hartnäckig daran arbeitete, die Effizienz des CMDH zu 
untergraben, war das Timing für die Reformvorschläge ungünstig. Nach der neuen Ausrichtung, die auf 
dem 4. Gipfel in Reykjavik im Jahr 2023 beschlossen wurde, ist nun ein guter Zeitpunkt, sich mit diesen 
zu befassen.  
 
 

VI. Bedeutung der Rechtsprechung des Gerichtshofs für Rechtsstaatlichkeit als 
Rahmenbedingung des Menschenrechtsschutz im Fall der Rechtsstaatskrise in Polen: 

 
1. Im Rahmen dieser Stellungnahme sollen nicht nur bestehende Durchsetzungsprobleme des 
Europäischen Menschenrechtsschutzes thematisiert werden, sondern auch positiv die Rechtsprechung 
des Gerichtshofs etwa zur Rechtsstaatlichkeitskrise in Polen und deren Auswirkungen erwähnt werden, 
die zunächst die zahlreichen Verstöße klar benannt hat, damit zu deren Sichtbarkeit beigetragen und 
deren Justiziabilität unter Beweis gestellt hat. So stellte der EGMR strukturelle Defizite im polnischen 
Justizsystem fest und wendete das sogenannte „Piloturteilsverfahren“ an, mit dem der Gerichtshof 
allgemeine Maßnahmen verlangt, um die Verletzungen und systemischen Mängel möglichst schnell und 
effektiv zu beseitigen (vgl. hierzu Walesa gegen Polen, Nr. 50849/21, Rn. 314 ff.). 
 

 
8 der Regeln des Ministerkomitees zur Überwachung der Befolgung von Urteilen und zu Bedingungen friedlicher Streitbeilegung 
– Verfahrensordnung des Ministerkommittees. 

https://hudoc.echr.coe.int/eng#%7B%22itemid%22:%5B%22001-229366%22%5D%7D
https://rm.coe.int/16806eebf0
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2.  Auch in verfahrensrechtlicher Hinsicht gibt es positive Entwicklungen, die hier erwähnt sein sollen: 
Aktuell entwickelt der EGMR ein System zur digitalen Einreichung der Beschwerde, die bisher lediglich 
auf postalischem Wege eingereicht werden konnte. Es ist zu hoffen, dass bei dieser Gelegenheit die 
Vorschläge zur inhaltlichen Optimierung des Beschwerdeformulars aufgenommen werden, die der CCBE 
unterbreitet hat9 (etwa die Möglichkeit, im Antragsformular eine Größenordnung der erwarteten 
gerechten Entschädigung nach Art. 41 EMRK anzugeben, die Bereitschaft zur friedlichen Beilegung zu 
signalisieren,  das Vorliegen eines WECL-Falls aufzuzeigen sowie auf strukturelle/systemische Defizite 
auf nationaler Ebene hinzuweisen). 
 
 

VII. Prozessuale Hindernisse auf dem Weg zu einem Urteil des Gerichtshofs: 
 
1.  Eine praktische Herausforderung bei der prozessualen Geltendmachung von Verstößen gegen die 
EMRK ist zweifelsohne der bestehende Zeitdruck (seit einem Übergangszeitraum ab Inkrafttreten des 15 
Zusatzprotokolls muss innerhalb von 4 Monaten nach der endgültigen innerstaatlichen Entscheidung die 
Beschwerde vollständig begründet eingereicht sein).  
 
2. Dabei stellt der hohe Komprimierungszwang bei der Sachverhaltsdarstellung (derzeit 3 Seiten im 
Beschwerdeformular; entscheidungsrelevanter Sachverhalt darf nicht in den bis zu 20-seitigen 
Ergänzungsschriftsatz ausgelagert werden) und der Darlegung der Verstöße gegen die Konvention 
(derzeit 2 Seiten im Beschwerdeformular; zwar können die dort dargelegten Verstöße gegen die 
Konvention im 20-seitigen Ergänzungsschriftsatz näher erläutert werden, jedoch müssen alle Rügen der 
Verletzung der Konvention oder ihrer Zusatzprotokolle bereits vollständig mit Kurzbegründung im 
Beschwerdeformular selbst dargelegt werden) den Beschwerdeführer bzw. seinen Anwalt vor hohe 
Herausforderungen gerade bei komplexen und umfangreichen Angelegenheiten, wie etwa bei großen 
Wirtschaftsstrafsachen. Eine moderate Erhöhung des Raumes für den entsprechenden Vortrag im 
Beschwerdeformular, wie sie auch der CCBE fordert, wäre daher begrüßenswert.  
 
3. Eine andere praktische Herausforderung in zeitlicher Hinsicht besteht darin, dass aufgrund der hohen 
Arbeitsbelastung des EGMR eine relativ zügige Entscheidung nur in sehr engen Ausnahmefällen zu 
erlangen ist. Am Stichtag 31. Dezember 2023 waren am EGMR 68.450 Verfahren anhängig10! 
 
 

VIII. Staatliche Souveränität als Durchsetzungshindernis 
 
Teilweise ergeben sich Hindernisse der Durchsetzung der Menschenrechtskonventionen, konkret auch 
mit Blick auf die Urteile des EGMR aus dem Einwand der nationalen Souveränität. Dies geschieht beim 
Gerichtshof etwa dann, wenn dieser nicht nur einen Verstoß gegen die Konvention feststellt, sondern im 
Falle eines systemischen und strukturellen Defizits dem betreffenden Staat konkrete Vorgaben macht, 
wie der Verstoß zu beseitigen ist.11 

 
9 
10Statista. (2024, 26. März). Verfahren am Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte 
2023. https://de.statista.com/statistik/daten/studie/76450/umfrage/anhaengige-verfahren-am-europaeischen-gerichtshof-
fuer-
menschenrechte/#:~:text=Die%20Statistik%20zeigt%20die%20Anzahl,Russland%20waren%2012.450%20Verfahren%20anh
%C3%A4ngig.  
11 Vgl. etwa das Urteil des polnischen Verfassungsgerichts im Jahr 2021, dass der EGMR (welcher Polen wegen der umstrittenen 
Neubesetzung von frei gewordenen Richterstellen am Verfassungsgericht im Jahr 2015 (Az. 4907/18) verurteilt hatte), kein 
Gericht im Sinne von Artikel 6 EMRK sei und damit keine Befugnis habe, die Unabhängigkeit der polnischen 

https://de.statista.com/statistik/daten/studie/76450/umfrage/anhaengige-verfahren-am-europaeischen-gerichtshof-fuer-menschenrechte/#:%7E:text=Die%20Statistik%20zeigt%20die%20Anzahl,Russland%20waren%2012.450%20Verfahren%20anh%C3%A4ngig
https://de.statista.com/statistik/daten/studie/76450/umfrage/anhaengige-verfahren-am-europaeischen-gerichtshof-fuer-menschenrechte/#:%7E:text=Die%20Statistik%20zeigt%20die%20Anzahl,Russland%20waren%2012.450%20Verfahren%20anh%C3%A4ngig
https://de.statista.com/statistik/daten/studie/76450/umfrage/anhaengige-verfahren-am-europaeischen-gerichtshof-fuer-menschenrechte/#:%7E:text=Die%20Statistik%20zeigt%20die%20Anzahl,Russland%20waren%2012.450%20Verfahren%20anh%C3%A4ngig
https://de.statista.com/statistik/daten/studie/76450/umfrage/anhaengige-verfahren-am-europaeischen-gerichtshof-fuer-menschenrechte/#:%7E:text=Die%20Statistik%20zeigt%20die%20Anzahl,Russland%20waren%2012.450%20Verfahren%20anh%C3%A4ngig
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Um die Menschenrechte zu schützen und deren Geltung zu erkämpfen, bedarf es nationaler wie 
internationaler Institutionen. Wie bewerten Sie, 71 Jahre nach der Verabschiedung der 
Europäischen Menschenrechtskonvention und 76 Jahre nach der Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte, den Zustand der nationalen und vor allem internationalen 
Menschenrechtsinstitutionen wie der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte oder der 
Europäische Gerichtshof? Was muss aus Ihrer Sicht getan werden, um diese Institutionen und die 
internationale Geltung der Menschenrechte zu stärken? (SPD) 
 
1. Der Zustand der internationalen Menschenrechtsinstitutionen selbst, wie des Europäischen 
Gerichtshofs für Menschenrechte und des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) wird hier – mit gewissen 
Einschränkungen in Sachen Kapazität, Entscheidungszeiträumen und Vollziehungssystem, wie sie oben 
für den EGMR dargelegt wurden – als gut bewertet. Die gilt zumal zu bedenken ist, dass etwa der EGMR 
schlicht Opfer seines eigenen Erfolges ist, was ihm nun seine Kapazitätsprobleme einträgt. Eine 
Erhöhung der finanziellen Ressourcen gerade des EGMR wäre – so politisch schwierig sich dies 
darstellen mag – mit Blick auf die erhebliche Bedeutung des Menschenrechtsschutzes auch für den 
Wirtschaftsstandort Europa damit sehr wünschenswert. 
 
2. Erhebliche Sorgen bereitet – u.a. mit dem Obigen – die nationale Durchsetzung der EMRK und die 
Durchsetzung der Urteile insbesondere des EGMR. Die Geltendmachung und Durchsetzung des Rechts 
der Europäischen Union vor dem EuGH stellt sich im Rechtsschutzsystem effektiver dar, da der EuGH 
unmittelbar geltende bzw. rechtsgestaltende Entscheidungen treffen kann. Zur Verbesserung der 
nationalen Durchsetzung der EMRK ist hier sicher an die Erhöhung von politischem Druck zur 
Einhaltung der Menschenrechte zu denken. Eine Verknüpfung der Einhaltung von 
Menschenrechtsstandards mit wirtschaftlicher Kooperation ist ein Ansatz, aber auch die 
Bewusstwerdung, dass ein hoher Menschenrechtsstandard für den internationalen Handel sowie 
internationale Investitionen und damit die nationale Wirtschaftslage förderlich sein kann. Ferner sollte 
gerade das Gefahrenabwehrrecht betreffend das klare Gebot der Verhältnismäßigkeit auf allen Ebenen 
staatlichen Handelns besser verankert werden - der Zweck heiligt nicht die Mittel.  
 
3. Wichtig sind dialogische Lösungen, wenn ein nationales Verfassungsgericht ein Problem mit seiner 
Verfassungsidentität sieht. Anstelle EU-Recht zu beanstanden, muss das nationale Gericht den Fall dem 
EuGH vorlegen, so dass eine paneuropäische Debatte entstehen kann, an der sich alle EU-Staaten 
beteiligen können. Der EuGH muss dann eine für alle Mitgliedstaaten tragbare Kompromisslösung 
finden, nationale Regelungsmöglichkeiten und Gestaltungsspielräume aufzeigen. Notfalls muss ein 
nationales Verfassungsgericht mehrfach vorlegen. Und auch Delegationsbesuche und die Mitarbeit 
nationaler Richter als Referenten am EuGH gehören zu einem gelungenen Dialog. 
 
Menschenrechte sind längst ins Zentrum des gegenwärtigen Systemwettbewerbs gerückt. Obwohl 
ihr universeller Charakter nicht verhandelbar ist, wird er von autoritären Regimen, wie China 
oder Russland, offen angefochten und Menschenrechten interpretativer Spielraum unterstellt. 
Zum einen versuchen diese Staaten, mit Angriffen auf die Legitimität anerkannter Institutionen 
Menschenrechtsrelativierungen salonfähig zu machen. Zum anderen wird sich zunehmend auf 
kulturelle oder soziale Rahmenbedingungen, Religion oder (historische) Tradition berufen, um 
Menschenrechte einzuschränken. Nicht zuletzt, versuchen autokratische Staaten zunehmend in 
multilateralen Institutionen ein Alternativmodell herauszubilden und im Globalen Süden 

 
Verfassungsrichter*innen zu überprüfen. Grundlage der Unabhängigkeit würden die polnische Verfassung und polnische 
Gesetze bilden (Urt. v. 24.11.2021, Az. K 6/21).  
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Verbündete für ihre Menschenrechtsnarrative zu finden. Wie kann diesen Tendenzen wirksam 
entgegnet werden, um den in der AEMR verankerten Grundsätze der Universalität, 
Unantastbarkeit und Interdependenz der Menschenrechte wieder verstärkt Gültigkeit zu 
verschaffen? (FDP) 
 
1. Es ist ein nicht zu leugnender Umstand, der einer universalen Geltung und Durchsetzung von 
Menschenrechten entgegensteht, dass Menschenrechte im Gefüge der internationalen 
Wirtschaftsbeziehungen und gegenseitiger Abhängigkeiten auch zum Spielball wirtschaftlicher 
Interessen werden können. 
 
2. Um die Unantastbarkeit der Menschenrechte als Abwehrrechte und allgemeiner Schutzstandard 
stärker abzusichern, muss auf allen politischen Ebenen des Staates verankert werden, dass es einen 
abwägungsfesten Kernbereich der Menschenrechte als „No-Go-Area“ für staatliche restriktive 
Maßnahmen geben muss. 
 
 
3. Leider ist es immer wieder zu beobachten, dass selbst in Staaten, in denen die Einhaltung von Grund- 
und Menschenrechten grundsätzlich funktioniert, elementare Regeln eines rechtsstaatlichen Verfahrens 
missachtet werden und auch immer wieder der Zugang zu anwaltlicher Beratung erschwert oder gar 
verhindert, die Vertraulichkeit der Kommunikation missachtet wird und hierdurch der Zugang zum 
Recht vereitelt oder jedenfalls gefährdet wird. Auch dies sind Gebote der Europäischen 
Menschenrechtskonvention. Etwa die bevorstehende Entscheidung des Gerichtshofs im 
Beschwerdeverfahren Jones Day gegen Bundesrepublik Deutschland, in dem auch der CCBE eine Third 
Party Intervention lanciert hatte, wird zeigen, ob die dort gegenständliche Sicherstellung von Akten in 
einer Anwaltskanzlei diesen Geboten gerecht wurde. 
 
 
Ergänzende Dokumente  
Die Reformvorschläge des CCBE PD Stras ergeben sich im Detail aus den folgenden beigefügten 
Dokumenten: 
 
1. EN_PDS_20190628_CCBE-Proposals-for-reform-of-the-ECHR-machinery  
2. EN_PDS_20201113_CCBE-Proposals-to-DH-SYSC-V  
3. EN_PDS_20210521_Proposals-on-further-reform-of-the-ECHR-machinery  
4. EN_PDS_20240517_CCBE-proposals-for-the-upcoming-online-ECtHR-application-for 
 
 


